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S a t z u n g 
 

über die erste Verlängerung einer Veränderungssperre im Geltungsbereich des  
Bebauungsplanes Nr. 623.02 – Hohenzollernstraße/ Rudolfstraße - 

Vom 24.02.2021 
 

Aufgrund der §§ 14 Absatz 1 und 16 Absatz 1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. 
August 2020 (BGBl. I S. 1728), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 
S. 916) hat der Rat der Stadt Velbert in seiner Sitzung am 23.02.2021 folgende Satzung beschlos-
sen: 
Die Geltungsdauer der „Satzung über die Anordnung einer Veränderungssperre im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 623.02 – Hohenzollernstraße/ Rudolfstraße - wird um ein 
Jahr verlängert. 
 
Die Veränderungssperre tritt nach Rechtskraft des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Nr. 623.02 – Hohenzollernstraße/ Rudolfstraße –, außer Kraft.  
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre und 
des § 18 Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgerechter 
Geltendmachung wird hingewiesen. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf die 
Rechtsfolgen gemäß § 214 BauGB und § 215 BauGB wird hingewiesen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung (GO) des Landes Nord-
rhein - Westfalen die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt worden ist, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Velbert, den  24.02.2021 
 

Gez. Lukrafka 
Bürgermeister  
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Hinweise: 
 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung hingewiesen. 
 

2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der nach § 214 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründet, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
3. Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 

Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre 
und des § 18 Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht frist-
gerechter Geltendmachung wird hingewiesen. 
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Bekanntmachung der 
 

S a t z u n g 
über die erste Verlängerung einer Veränderungssperre im Geltungsbereich des  

Bebauungsplanes Nr. 691.01 – Friedrichstraße/ Thomasstraße - 
Vom 24.02.2021 

 
Aufgrund der §§ 14 Absatz 1 und 16 Absatz 1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. 
August 2020 (BGBl. I S. 1728), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 
S. 916) hat der Rat der Stadt Velbert in seiner Sitzung am 23.02.2021 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 
Die Geltungsdauer der „Satzung über die Anordnung einer Veränderungssperre im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 691.01 – Friedrichstraße/ Thomasstraße - wird um ein Jahr 
verlängert. 
 
Die Veränderungssperre tritt nach Rechtskraft des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Nr. 691.01 – Friedrichstraße/ Thomasstraße –, außer Kraft.  
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre und 
des § 18 Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgerechter 
Geltendmachung wird hingewiesen. 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften, sowie auf die 
Rechtsfolgen gemäß § 214 BauGB und § 215 BauGB wird hingewiesen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung (GO) des Landes Nord-
rhein - Westfalen die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt worden ist, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Velbert, den  24.02.2021 
 
 

Gez. Lukrafka 
Bürgermeister 
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Hinweise: 
 

1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 
über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der nach § 214 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine 
unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründet, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
3. Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 

Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre 
und des § 18 Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht frist-
gerechter Geltendmachung wird hingewiesen. 
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Öffentliche Bekanntmachung 
- Widmungsverfügung - 

 
 
Die Straße Meiberger Weg bis zum Ende des Grundstücks Meiberger Weg 17 a wird gemäß § 6 
Absatz 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG) in der zurzeit 
gültigen Fassung mit Wirkung des auf die öffentli-che Bekanntmachung folgenden Tages dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet. Der Umfang der Widmung ergibt sich aus dem beigefügten Lage-
plan, der Bestandteil der Widmungsverfügung ist.  
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter www.velbert.de   /   
Aktuelles   /   Amtsblatt.  
 
Meiberger Weg bis zum Ende des Grundstücks Meiberger Weg 17 a 
 
Gemarkung Großehöhe   Flur 1   Flurstücke 185 anteilig, 1490, 2121, 2122, 2138, 2140, 2147 und 
2157. 
 
Die Straße Meiberger Weg bis zum Ende des Grundstücks Meiberger Weg 17 a ist auf dem beige-
fügten Lageplan umrahmt dargestellt.  
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats, vom auf die Be-kanntmachung 
folgenden Tag ab gerechnet, Klage bei dem Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39, 
40213 Düsseldorf schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erho-
ben werden.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer quali-fizierten elektronischen Signatur der ver-
antwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Über-
mittlung und Be-arbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach nä-
herer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behörden-postfach (Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung – ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klage nebst Anlagen 
sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Hinweis zur Klageerhebung durch Übertragung eines elektronischen Dokuments: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de 
 
 
Velbert, 16.02.2021     
 
Stadt Velbert 
gez. Dirk Lukrafka 
Bürgermeister 
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Satzung 
über die Erhebung von Zweitwohnungssteuer in der Stadt Velbert 

(Zweitwohnungssteuersatzung) 
 
 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 G zum NKF- 
COVID-19-IsolierungsG sowie zur Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften vom 
29.9.2020 (GV. NRW. S. 916), und der §§ 1 bis 3 und § 20 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Art. 1 Fünftes Gesetzes zur Änd. des Kommunalabgabengesetzes vom 19.12.2019 (GV. 
NRW. S. 1029), wird gemäß Beschluss des Rates der Stadt Velbert vom 23.02.2021 folgende Sat-
zung erlassen: 
 
 
§ 1 Steuergegenstand 
 
Die Stadt Velbert erhebt eine Zweitwohnungssteuer für das Innehaben einer Zweitwohnung im 
Gebiet der Stadt Velbert. 
 
 
§ 2 Begriff der Zweitwohnung 
 
(1) Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung im Sinne des Absatzes 3, die 

1. dem Eigentümer oder Hauptmieter als Nebenwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes 
(BMG) dient, 

2. der Eigentümer oder Hauptmieter unmittelbar oder mittelbar einem Dritten entgeltlich oder un- 
entgeltlich überlässt und die diesem als Nebenwohnung im vorgenannten Sinne dient oder 

3. jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des eigenen persönlichen Lebensbedarfs 
oder des persönlichen Lebensbedarfs seiner Familie innehat. Dieses gilt auch für steuerlich aner- 
kannte Wohnungen im eigengenutzten Wohnhaus. 
 
(2) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Eigentümer oder Hauptmieter einer Wohnung im Sin- 
ne des Absatzes 3, gilt hinsichtlich derjenigen Eigentümer oder Hauptmieter, denen die Wohnung 
als Nebenwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes dient, der auf sie entfallende Wohnungs- 
anteil als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung. Wird der Wohnungsanteil eines an der Gemein- 
schaft beteiligten Eigentümers oder Hauptmieters unmittelbar oder mittelbar einem Dritten entgelt- 
lich oder unentgeltlich auf Dauer überlassen, ist der Wohnungsanteil Zweitwohnung, wenn er dem 
Dritten als Nebenwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes dient. Für die Berechnung des 
Wohnungsanteils ist die Fläche der gemeinschaftlich genutzten Räume den an der Gemeinschaft 
beteiligten Personen zu gleichen Teilen zuzurechnen. 
 
(3) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt werden kann. 
 
(4) Eine Wohnung dient als Zweitwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes, wenn sie von 
einer dort mit Nebenwohnung gemeldeten Person bewohnt wird. Wird eine Wohnung von einer 
Person bewohnt, die mit dieser Wohnung nicht gemeldet ist, dient die Wohnung als Nebenwoh- 
nung im Sinne des Bundesmeldegesetzes, wenn sich die Person wegen dieser Wohnung mit Ne- 
benwohnung zu melden hätte. 
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§ 3 Steuerschuldner 
 
(1) Steuerschuldner ist, wer im Gebiet der Stadt Velbert eine Zweitwohnung oder mehrere Woh- 
nungen innehat. Inhaber einer Zweitwohnung ist derjenige, dessen melderechtliche Verhältnisse 
die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung bewirken oder der Inhaber einer Zweitwohnung im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 ist. 
 
(2) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie Gesamt- 
schuldner. 
 
 
§ 4 Steuerbefreiung 
 
Der Zweitwohnungssteuer unterliegen solche Wohnungen nicht, 

1. die von freien Trägern der Wohlfahrtspflege aus therapeutischen Gründen entgeltlich oder un- 
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden, 

2. die von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe entgeltlich oder unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt werden und Erziehungszwecken dienen, 

3. die als Zufluchtswohnungen in Frauenhäusern dienen, 

4. die verheiratete und nicht dauernd getrennt lebende Personen aus beruflichen Gründen im Ge- 
biet der Stadt Velbert innehaben, wenn sich die eheliche Wohnung in einer anderen Gemeinde 
befindet. Dies gilt nicht, wenn die berufliche Tätigkeit überwiegend von der ehelichen Wohnung 
aus wahrgenommen wird. Ausgenommen sind ferner solche Zweitwohnungen, bei denen eine Be- 
steuerung nicht zu einer Beeinträchtigung des ehelichen Zusammenlebens führt, insbesondere 
weil die Zweitwohnung von beiden Ehepartnern aus beruflichen Gründen gemeinschaftlich neben 
einer Hauptwohnung bewohnt wird. Diese Regelung gilt auch für eingetragene Partnerschaften. 
 
 
§ 5 Besteuerungszeitraum, Entstehung, Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Besteht 
die Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der Teil 
des Kalenderjahres, in dem die Steuerpflicht besteht. 
 
(2) Die Steuer entsteht mit dem Zeitpunkt des Beginns der Steuerpflicht für den Rest des Kalen- 
derjahres. Im Übrigen entsteht die Steuer mit Beginn des Kalenderjahres, für das die Steuer fest- 
zusetzen ist. 
 
(3) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Innehabens der Zweitwohnung. Fällt der Zeit- 
punkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung beginnt, nicht auf den ersten Tag 
eines Monats, beginnt die Steuerpflicht am ersten Tag des folgenden Monats. 
 
(4) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats des Innehabens der Zweitwohnung. 
Fällt der Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als Zweitwohnung endet, nicht auf den 
letzten Tag eines Monats, endet die Steuerpflicht am letzten Tag des vorangegangenen Monats. 
 
 
§ 6 Bemessungsgrundlage 
 
(1) Die Steuer bemisst sich nach der aufgrund des Mietvertrages im Besteuerungszeitraum gemäß 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 geschuldeten Nettokaltmiete. Als im Besteuerungszeitraum geschuldete Netto- 
kaltmiete ist die für den ersten vollen Monat des Besteuerungszeitraumes geschuldete und auf 
volle EUR abgerundete Nettokaltmiete multipliziert mit der Zahl der in den Besteuerungszeitraum 
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fallenden Monate anzusetzen. Falls im Mietvertrag eine Miete vereinbart worden ist, in der Neben- 
kosten oder Aufwendungen für die Möblierung der Wohnung enthalten sind, sind diese zur Ermitt- 
lung der Nettokaltmiete angemessen zu kürzen. Als Miete gelten auch alle anderen Formen eines 
vertraglich vereinbarten Überlassungsentgelts (z.B. Pacht). 
 
(2) Als jährliche Nettokaltmiete gilt für Wohnungen, die eigengenutzt, ungenutzt, zum vorüberge- 
henden Gebrauch, unentgeltlich oder unterhalb der ortsüblichen Miete überlassen sind, die Miete 
nach dem jeweils gültigen Mietspiegel der Stadt Velbert zu Beginn des jeweiligen Besteuerungs- 
zeitraums. Lässt sich aus dem jeweils gültigen Mietspiegel keine Vergleichsmiete entnehmen, ist 
die Steuer nach der ortsüblichen Miete zu bemessen, wie sie sich für vergleichbare Wohnungen im 
Gebiet der Stadt Velbert herausgebildet hat. 
 
 
§ 7 Steuersatz 
 
Die Steuer beträgt 10 vom Hundert der Bemessungsgrundlage. 
 
 
§ 8 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Stadt Velbert setzt die Steuer durch Bescheid fest. 
 
(2) Die Steuer wird zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig. Besteht eine Steuerpflicht nicht während des gesamten Jahres, wird die 
Steuer am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeweils in Höhe eines Teilbetrages 
fällig, der sich bei der Division der auf den Besteuerungszeitraum entfallenden Steuer durch die 
Zahl der Monate, in denen die Steuerpflicht besteht und einer anschließenden Multiplikation mit 
der Anzahl der Monate, in denen die Steuerpflicht im jeweiligen Quartal besteht, ergibt. Zu viel 
entrichtete Steuern werden erstattet. Nachgeforderte Steuern sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Zweitwohnungssteuerbescheides fällig. 
 
 
§ 9 Anzeigepflichten 
 
(1) Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Zweitwohnung im Gebiet der Stadt Velbert innehat, 
hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der Satzung dem Bürgermeister - Abteilung 
Steuerwesen - anzuzeigen. In allen anderen Fällen ist der Beginn oder das Ende des Innehabens 
einer Zweitwohnung im Gebiet der Stadt Velbert innerhalb eines Monats ab dem ersten Tag des 
Innehabens bzw. dem Ende des Innehabens einer Zweitwohnung dem Bürgermeister - Abteilung 
Steuerwesen - anzuzeigen. 
 
(2) Die Anmeldung oder Abmeldung bei den zuständigen Meldestellen der Stadt Velbert gilt als 
Anzeige im Sinne dieser Vorschrift. 
 
(3) Eine Änderung der für die Steuererhebung relevanten Verhältnisse (z.B. Miethöhe, Wegfall der 
Voraussetzungen für die Steuerfreiheit nach § 4) ist schriftlich innerhalb eines Monats nach dem 
Eintritt der Änderung dem Bürgermeister - Abteilung Steuerwesen - anzuzeigen. 
 
 
§ 10 Steuererklärung 
 
(1) Der Steuerschuldner hat innerhalb eines Monats nach Aufforderung eine Steuererklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und eigenhändig zu unterschreiben. 
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(2) Der Steuerschuldner hat seine Angaben durch geeignete Unterlagen - insbesondere Ablichtun- 
gen des Mietvertrages und etwaiger Mietänderungsverträge - nachzuweisen. 
 
(3) Der Steuerschuldner hat in der Steuererklärung seine Hauptwohnung und eine inländische An- 
schrift für die Bekanntgabe des Steuerbescheides anzugeben. Als inländische Anschrift für die 
Bekanntgabe des Steuerbescheides gilt die Hauptwohnung, wenn der Steuerschuldner eine 
inländische Anschrift für die Bekanntgabe des Steuerbescheides nicht angibt. Gibt der Steuer- 
schuldner auch seine Hauptwohnung nicht an oder erweisen sich seine Angaben im Zeitpunkt der 
Bescheiderteilung als unzutreffend, gilt als inländische Anschrift für die Bekanntgabe des Steuer- 
bescheides die Anschrift der Nebenwohnung. 
 
(4) Unbeschadet der aus Absatz 1 ergebenden Verpflichtung kann der Bürgermeister jeden zur 
Abgabe einer Steuererklärung auffordern, der im Gebiet der Stadt Velbert 

1. mit Nebenwohnung gemeldet ist oder 

2. oder ohne mit Nebenwohnung gemeldet zu sein, eine meldepflichtige Nebenwohnung hat. 
 
(5) Ist die Nebenwohnung keine Zweitwohnung im Sinne von § 2 Abs. 1, hat der Inhaber der Ne- 
benwohnung dies nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu erklären und die hierfür maßgebli- 
chen Umstände anzuzeigen (Negativerklärung). 
 
 
§ 11 Mitwirkungspflicht Dritter 
 
Grundstückseigentümer, Wohnungseigentümer, Wohnungsgeber, Hausverwalter und andere zur 
Auskunft verpflichtete Personen sind auf Anfrage zur Mitteilung über die Person des Steuerpflichti- 
gen und zur Mitteilung aller für die Steuererhebung erforderlichen Tatbestände verpflichtet. 
 
 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Angelegenhei- 
ten eines Steuerpflichtigen vorsätzlich oder leichtfertig 

1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder 

2. die Gemeinde pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt 
und dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder einen ande- 
ren erlangt. Gesetzliche Strafbestimmungen bei Vorsatz bleiben unberührt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 9 Abs. 1 als Inhaber einer Zweitwohnung im Gebiet der Stadt Velbert nicht 
fristgemäß das Innehaben einer Zweitwohnung oder das Ende des Innehabens einer Zweitwoh- 
nung anzeigt, 

2. entgegen § 9 Abs. 3 als Inhaber einer Zweitwohnung die Änderung der für die Steuererhebung 
relevanten Verhältnisse nicht fristgemäß nach dem Eintritt der Änderung anzeigt, 

3. entgegen § 10 Abs. 1 als Steuerschuldner nicht frist- und formgemäß eine Steuererklärung ab- 
gibt, 

4. entgegen § 10 Abs. 2 als Steuerschuldner seine Angaben nicht durch geeignete Unterlagen 
nachweist, 

5. entgegen § 11 als Grundstückseigentümer, Wohnungseigentümer, Wohnungsgeber, Hausver- 
walter oder andere zur Auskunft verpflichtete Person auf Verlangen des Bürgermeisters den Mit- 
wirkungspflichten nicht nachkommt, 
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6. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind 

und es dadurch ermöglicht, die Steuer zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile zu 
erlangen. 
 
(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro und eine 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 
 
§ 13 Datenübermittlung 
 
(1) Die für Meldeangelegenheiten in der Stadt Velbert zuständige Stelle übermittelt der Abteilung 
Steuerwesen zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs der Erhebung der Zweitwohnungssteuer 
bei Einzug eines Einwohners, der sich mit einer Nebenwohnung meldet, die folgenden personen- 
bezogenen Daten des Einwohners: 

1. Familienname, Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen, Künstlernamen, 

5. derzeitige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, 

6. Einzugsdatum, Auszugsdatum, 

7. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat, 

8. Geschlecht, 

9. zum gesetzlichen Vertreter Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum 
und 
Sterbedatum, 

10. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich eines eventuellen Hinweises auf den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit, 

11. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum, Ort und Staat der 
Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft. 
 
(2) Bei Auszug, Tod, Namensänderung, Änderung beziehungsweise nachträglichem Bekanntwer- 
den der Anschrift der Hauptwohnung werden die Veränderungen übermittelt. Wird die Hauptwoh- 
nung oder alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, gilt dies als Einzug. Wird die Nebenwohnung 
zur Hauptwohnung oder alleinige Wohnung, gilt dies als Auszug. Eine Datenübermittlung findet 
auch dann statt, wenn die Anmeldung von Nebenwohnungen nachgeholt wird. 
 
(3) Die für Meldeangelegenheiten in der Stadt Velbert zuständige Stelle übermittelt der Abteilung 
Steuerwesen die in Absatz 1 genannten Daten derjenigen Einwohner, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieser Satzung in der Stadt Velbert bereits mit Nebenwohnung gemeldet sind. 
 
 
§ 14 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß bekannt 

gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Velbert, den 24.02.2021 
 
Gez. Dirk Lukrafka 
Bürgermeister 
 

------------------------------------------------------- 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

über das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten und das Verfügungsrecht an 
Reihengrabstätten. 

 
Gemäß § 30 Abs. 2 der Satzung der Technischen Betriebe Velbert AöR über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen für die kommunalen Friedhöfe in der Stadt Velbert (Friedhofssatzung) wird be-
kannt gemacht, dass die Verantwortlichen für die nachfolgend aufgeführten Grabstätten nicht mehr 
erreichbar und feststellbar sind: 
 
Waldfriedhof 
 
Wahlgrab 
 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 19, Reihe 007, Grab 016-017 Irat Nowicky, Emma Maria 
Irat, Gisela 

 
Die Angehörigen werden hiermit öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer Frist von 6 Wochen zu 
melden. Die Frist beginnt am Tage nach dem Aushang dieser Bekanntmachung auf dem Friedhof 
bzw. nach Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Möglichkeit zur Regelung der Verantwortlichkeit ist 
damit in der Zeit vom 01.März 2021 – 12. April 2021 auf Antrag möglich, der schriftlich oder zur 
Niederschrift bei den Technischen Betrieben Velbert AöR, Geschäftsbereich Öffentliches Grün und 
Friedhöfe, Am Lindenkamp 33, 42549 Velbert einzureichen ist. Nach Ablauf dieser Frist ist der 
Friedhofsträger berechtigt, die Grabstätte abzuräumen, einzuebnen und einzusäen. 
 
Velbert, 18.02.2021 
Technische Betriebe Velbert AöR 
i.A. 
 
gez. Wieneck  gez. Bethke  
Geschäftsbereichsleiter  Sachbearbeiterin 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

über das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten. 
 

Gemäß § 16 Abs. 5 der Satzung der Technischen Betriebe Velbert AöR über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen für die kommunalen Friedhöfe in der Stadt Velbert (Friedhofssatzung) wird be-
kannt gemacht, dass die Verantwortlichen für die nachfolgend aufgeführten Grabstätten nicht mehr 
erreichbar und feststellbar sind: 
 
Waldfriedhof 
 
Wahlgrab  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 30, Reihe 003, Grab 018 Moldenhauer Moldenhauer, Karl Albert Heinrich 

Feld 37, Reihe 007, Grab 005-006 Lücke Jockheck, Anna Luise 
Jockheck, Christian Heinrich Friedrich 

 
Friedhof Langenberg- Pütterfeld 
 
Wahlgrab 

 
Friedhof Langenberg- Hohlstraße 
 
Wahlgrab 

 
Die Angehörigen werden hiermit öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer Frist von 4 Monaten 
zu melden. Die Frist beginnt am Tage nach dem Aushang dieser Bekanntmachung auf dem Fried-
hof bzw. nach Veröffentlichung im Amtsblatt. 
Die Möglichkeit zur Regelung der Verantwortlichkeit ist damit in der Zeit vom  
01. März 2021 – 01. Juli 2021 auf Antrag möglich, der schriftlich oder zur Niederschrift bei den 
Technischen Betrieben Velbert AöR, Geschäftsbereich Öffentliches Grün & Friedhöfe, Am Linden-
kamp 33, 42549 Velbert einzureichen ist. Nach Ablauf dieser Frist ist der Friedhofsträger berech-
tigt, die Grabstätte abzuräumen, einzuebnen und einzusäen. 
Das Nutzungsrecht fällt entschädigungslos an den Friedhofsträger zurück. 
 
Velbert, 18.02.2021 
Technische Betriebe Velbert AöR 
i.A. 
 
     
gez. Wieneck gez. Bethke 
Geschäftsbereichsleiter Sachbearbeiterin 
  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 41, Reihe 001, Grab 056-057 Hanke Mellen, Josefine 
Mellen, Margarete 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 20, Reihe 004-004, Grab 004-004 - 006-004 Mann Blasek, Else Clara 
Walter, Georg 
Walter, Ida Klara 

Feld 29, Reihe 001, Grab 041-042 Kneipp Schubert, Kurt Dietram 
Schubert, Engelmarie Ruth 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Der Fachbereich Jugend, Familie und Soziales der Stadt Velbert sucht für die fallübergreifende 
und fallunspezifische Arbeit im Kontext stadtteilorientierter Sozialarbeit im Bereich der Jugendhilfe 
und der allgemeinen Förderung der Erziehung in Familien gemäß § 16 SGB VIII für den Zeitraum 
vom 01.07.2021 bis zum 30.06.2022 mit der Option der Verlängerung um ein weiteres Jahr erfah-
rene, geeignete und anerkannte Träger der freien Jugendhilfe.  
Interessenten werden gebeten, sich mit allen geforderten Unterlagen bis spätestens Freitag, den 
23. April 2021 bis 12:00 Uhr bei der  
 

Stadt Velbert 
Fachbereich Jugend, Familie und Soziales 
Thomasstr. 1 
42551 Velbert 
 

zu bewerben. Unter www.velbert.de sind die ausführlichen Informationen zum Bewerbungsverfah-
ren bereitgestellt. 
Grundlage ist ein Beschluss des Jugendhilfeausschusses vom 25.02.2021. 
Fragen zum Verfahren beantworten Markus Hackethal, Fachbereichsleiter Jugend, Familie und 
Soziales, Telefon 02051/26-2461 sowie Karsten Wenk, Jugendhilfeplanung, Telefon 02051/26-
2419. 
 
Velbert, den 26.02.2020 
 
Stadt Velbert 
In Vertretung 
Gez. Gerno Böll 
Erster Beigeordneter 
 
 

------------------------------------------- 
 
 
Stadt Velbert 
Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Schiedsämter in Velbert- Langenberg und Velbert-Neviges 

 
Gemäß Nr. 2 der Verwaltungsvorschriften zu § 5 des Gesetzes über das Schiedsamt in den Ge-
meinden des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16.12.1992 in der zur Zeit gültigen Fassung mache 
ich hiermit die Namen und die Amtssitze der Schiedspersonen für die Schiedsamtsbezirke Velbert-
Langenberg und Velbert-Neviges und die Namen und Amtssitze ihrer Stellvertretungen bekannt: 
 
Schiedsamtsbezirk Velbert-Langenberg 
Schiedsfrau: Frau Diane de Weldige genannt Cremer, Brinker Höhe 1, 42555 Velbert 
Stellvertreterin: Frau Gerlinde Herud, Am Kröklenberg 50, 42553 Velbert 
 
Schiedsamtsbezirk Velbert-Neviges 
Schiedsfrau: Frau Gerlinde Herud, Am Kröklenberg 50, 42553 Velbert 
Stellvertreterin: Frau Diane de Weldige genannt Cremer, Brinker Höhe 1, 42555 Velbert 
 
Velbert, den 22.02.2021 
 
Gez. Dirk Lufkrafka  
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Öffentliche Ausschreibungen 

 
 
Die Stadt Velbert und die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus:  
 

 Ausbau der Netzwerkanlage Grundschule Max und Moritz 

 Ausbau der Netzwerkanlage Wilhelm Ophüls Grundschule und Brandschutzsanierung 
Turnhalle 

 Pädagogische Übermittagbetreuung / Ganztagsangebote für die Sekundarstufe 1 
 
Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter www.velbert.de eingesehen werden. 
 
 
 
 

-------------------------------------- 
 
 
 

Sitzungsplan der Rats- und Ausschusssitzungen 
unter dem Vorbehalt von Änderungen 

 
 
 Dienstag,  02.03., Haupt- und Finanzausschuss 
   (Rathaus, Saal Velbert) 
 
 Dienstag,  16.03., Haupt- und Finanzausschuss 
   (Bürgerhaus Langenberg) 
 
 

Osterferien: 29.03.2021 – 09.04.2021 einschließlich 
 
 
*) Dienstag,  13.04., Integrationsrat 
   (Rathaus, Saal Velbert) 
 
*) Dienstag, 27.04., Ausschuss f. Schule und Bildung 
   (Rathaus, Saal Velbert) 
 
 Donnerstag, 29.04., Verwaltungsrat TBV AöR 
   (Rathaus, Saal Velbert) 


